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822. Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend die Festsetzung des Zuschlags zum
Lohn für den Sachbereich der Urlaubsregelung sowie der Anwartschaft auf
die Zuschlagswerte und des Zuschlags zum Lohn für den Sachbereich der Ab-
fertigungsregelung nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz

823. Verordnung: Bewilligungspflicht der Aus- und Einfuhr von Waren betreffend die von den
bosnischen Serben kontrollierten Gebiete

824. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Bewilligungspflicht der Ausfuhr sowie die
Überlassung oder die Vermittlung von Waren außerhalb des Zollgebietes der
Gemeinschaft

825. Verordnung: Anordnung statistischer Erhebungen über die konjunkturelle Entwicklung des
Handels

826. Verordnung: Anordnung statistischer Erhebungen über die konjunkturelle Entwicklung des
Bergbaus, der Gewinnung von Steinen und Erden, der Sachgütererzeugung,
der Energie- und Wasserversorgung sowie des Bauwesens

827 Verordnung: Nachweis der Fachkundigkeit für Verkaufstätigkeiten im Fleischergewerbe

822. Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales, mit der die Verordnung
des Bundesministers für Arbeit und Soziales betreffend die Festsetzung des Zuschlags

zum Lohn für den Sachbereich der Urlaubsregelung sowie der Anwartschaft auf die Zu-
schlagswerte und des Zuschlags zum Lohn für den Sachbereich der Abfertigungsregelung

nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz geändert wird

Auf Grund des § 21 Abs. 1 und 3 des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes, BGBl.
Nr. 414/1972, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr 335/1993, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales betreffend die Festsetzung des Zu-
schlags zum Lohn für den Sachbereich der Urlaubsregelung sowie der Anwartschaft auf die Zuschlags-
werte und des Zuschlags zum Lon für den Sachbereich der Abfertigungsregelung nach dem Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, BGBl. Nr. 799/1992, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 979/1994 wird wie folgt geändert:

l § 3 lautet:

„§ 3. Der Zuschlag zum Lohn, der gemäß § 21 a in Verbindung mit § 21 Abs. l und 3 des Bauarbei-
ter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes zur Bestreitung des Aufwandes der Bauarbeiter-Urlaubs- und
Abfertigungskasse für den Sachbereich der Abfertigungsregelung einschließlich der anteiligen Verwal-
tungskosten zu entrichten ist, beträgt für eine Kalenderwoche (Beschäftigungswoche) das 0,86fache des
um 20 vH erhöhten kollektivvertraglichen Stundenlohnes gemäß § 21 a Abs. 3 und 4 des Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes."

2. § 4 Abs. 3 und 4 lauten:

„(3) § 3 in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr 822/1995 tritt mit l Jänner 1996 in Kraft.

(4). für die Berechnung, Vorschreibung und Eintreibung von Zuschlägen für Kalenderwochen
(Beschäftigungswochen), die in das Jahr 1995 fallen, ist § 3 in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 979/1994 weiterhin anzuwenden."

Hums
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823. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die
Bewilligungspflicht der Aus- und Einfuhr von Waren betreffend die von den bosnischen

Serben kontrollierten Gebiete
Auf Grund des § 5 Abs. l des Außenhandelsgesetzes 1995, BGBl. Nr. 172, in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. Nr. 297/1995 wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für auswärtige Angele-
genheiten und dem Bundesminister für Finanzen unter gleichzeitiger Antragstellung an den Hauptaus-
schuß des Nationalrates verordnet:

§ 1. (1) Rechtsgeschäfte oder Handlungen, welche die Ausfuhr von Waren in die von den bosnischen
Serben kontrollierten Gebiete in der Republik Bosnien und Herzegowina zum Gegenstand haben, sind
bewilligungspflichtig.

(2) Rechtsgeschäfte oder Handlungen, welche die Ausfuhr von Waren zum Gegenstand haben, sind
bewilligungspflichtig, wenn sie über das Gebiet der von den bosnischen Serben kontrollierten Gebiete der
Republik Bosnien und Herzegowina zur Durchfuhr gelangen.

(3) Rechtsgeschäfte oder Handlungen, welche die Einfuhr von Waren aus von den bosnischen Ser-
ben kontrollierten Gebieten der Republik Bosnien und Herzegowina zum Gegenstand haben, sind bewil-
ligungspflichtig.

§ 2. Bewilligungspflichtig sind auch Rechtsgeschäfte oder Handlungen, welche die Überlassung von
außerhalb des Zollgebietes der Gemeinschaft befindlichen Waren oder die Vermittlung von Warenliefe-
rungen zur Verbringung in ein weiteres Land zum Gegenstand haben, wenn diese bewirken:

l eine Ausfuhr von Waren in die von den bosnischen Serben kontrollierten Gebiete der Republik
Bosnien und Herzegowina, oder

2. eine Ausfuhr von Waren, wenn sie über die von den bosnischen Serben kontrollierten Gebiete der
Republik Bosnien und Herzegowina zur Durchfuhr gelangen, oder

3. eine Einfuhr von Waren aus einem von den bosnischen Serben kontrollierten Gebiet der Republik
Bosnien und Herzegowina.

§ 3. (1) Die Befreiungsbestimmungen des § 4 des Außenhandelsgesetzes 1995 finden, unbeschadet
der nachstehenden Bestimmungen, keine Anwendung.

(2) Von der Bewilligungspflicht nach dieser Verordnung sind ausgenommen Rechtsgeschäfte oder
Handlungen, die Tatbestände und Waren zum Gegenstand haben, welche den nachstehenden Bestimmun-
gen unterliegen:

l Art. 2 bis 10, 27 und 28 (ausgenommen Drucksachen, Zeitungen und Zeitschriften), 45 bis 49,
110 bis 119 der Verordnung (EWG) Nr 918/83 des Rates vom 28. März 1983 über das gemein-
schaftliche System der Zollbefreiungen, ABl. EG Nr. L 105, S. l (Zollbefreiungsverordnung),

2. §§ 89 bis 91, erforderlichenfalls in Verbindung mit § 86 Abs. 2, des Zollrechts-Durch-
führungsgesetzes, BGBl. Nr 659/1994,

3. Beförderungsmittel, Umschließungen, Verpackungs-, Schutz- und Lademittel sowie persönliche
Gebrauchsgegenstände von Reisenden, die gemäß Artikel 185 ff. der Verordnung (EWG)
Nr 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften,
ABl. EG Nr L 302, S. l, (Zollkodex), als Rückwaren einfuhrabgabenfrei sind,

4. Art. 237 und 684 der Verordnung (EWG) Nr 2454/93 der Kommission vom 2. Jul i 1993 mit
Durchführungsvorschriften zum Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. EG Nr. L 253, S. l
(Zollkodex-Durchführungsverordnung),

5. Art. 3 Abs. 2 lit. a, b und d der Verordnung (EWG) Nr 120/89 der Kommission vom 19 Jänner
1989 zur Festlegung der gemeinsamen Durchführungsvorschriften für die Ausfuhrabschöpfungen
und -abgaben für landwirtschaftliche Erzeugnisse, ABl. EG Nr L 16, S. 19,

6. die Überführung in ein Versandverfahren bei Hilfslieferungen in der Durchfuhr und die anschlie-
ßende Wiederausfuhr, für rein medizinische Zwecke und Nahrungsmittel,

7 die Überführung in ein Versandverfahren und die anschließende Wiederausfuhr von Waren, die
durch Österreich durchgeführt werden und für die der Anmelder über eine Genehmigung des vom
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen auf Grund der Resolution 724 (1991) betreffend Jugoslawi-
en eingerichteten Komitees verfügt,

8. die Überführung in das Zollverfahren der vorübergehenden Verwendung und die anschließende
Wiederausfuhr für Beförderungsmittel der Positionen 8703 und 8711 der Kombinierten Nomen-
klatur [Verordnung (EWG) Nr 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987, ABl. EG. Nr. L 256, S. l, in
der jeweils geltenden Fassung] zum privaten Gebrauch und für Eisenbahnfahrzeuge,
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9. die Ein- und Ausfuhr im Rahmen von friedenserhaltenden Operationen, insbesondere in Durch-
führung eines Beschlusses des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen.

(3) Sofern sich Abs. 2 nur auf die Einfuhr bezieht, gelten diese Bestimmungen, ausgenommen die in
der Ziffer l angeführten Art. 27 und 28 der Zollbefreiungsverordnung, sinngemäß auch für die Ausfuhr;
bei Rückwaren gelten sie auch für die vorangehende Ausfuhr und bei vorübergehender Verwendung für
die Wiederausfuhr.

§ 4. Die Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Bewilli-
gungspflicht der Aus- und Einfuhr von Waren, BGBl. Nr. 179/1995, tritt mit Inkrafttreten dieser Verord-
nung außer Kraft.

Ditz

824. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten zur
Änderung der Verordnung über die Bewilligungspflicht der Ausfuhr sowie die Überlas-

sung oder die Vermittlung von Waren außerhalb des Zollgebietes der Gemeinschaft
Auf Grund des § 5 Abs. 3 des Außenhandelsgesetzes 1995, BGBl. Nr. 172, in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. Nr. 297/1995 wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für auswärtige Angele-
genheiten und dem Bundesminister für Finanzen unter gleichzeitiger Antragstellung an den Hauptaus-
schuß des Nationalrates verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Bewilligungs-
pflicht der Ausfuhr sowie die Überlassung oder die Vermittlung von Waren außerhalb des Zollgebietes
der Gemeinschaft, BGBl. Nr 180/1995, wird wie folgt geändert:

l In § 2 lit. d lautet der letzte Teilabsatz:
„Ausgenommen sind Rechtsgeschäfte oder Handlungen, welche die Ausfuhr dieser Waren mit Be-
stimmungsland oder Einkaufsland Angola, Armenien, Aserbaidschan, Liberia, Libyen, Nigeria, Ruanda,
Somalia, Sudan oder mit einem Bestimmungsland oder Handelsland im Gebiet des ehemaligen Jugosla-
wien in den Grenzen vom l Jänner 1991 zum Gegenstand haben."

2. In § 2 wird nach der lit. d folgende lit. e angefügt:
„e) Rechtsgeschäfte oder Handlungen, welche die Ein- und Ausfuhr im Rahmen von friedenserhal-

tenden Operationen insbesondere in Durchführung eines Beschlusses des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen betreffen."

Ditz

825. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten und des Bun-
desministers für Gesundheit und Konsumentenschutz, mit der statistische Erhebungen

über die konjunkturelle Entwicklung des Handels angeordnet werden
Auf Grund der §§ 2 Abs. 2 und 3 Abs. 2 des Bundesstatistikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, zuletzt ge-

ändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr 390/1994, wird im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler
verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt hat statistische Erhebungen im Bereich des Handels
durchzuführen.

§ 2. Die Erhebungen haben sich auf alle fachlichen Einheiten zu beziehen, die eine Tätigkeit aus-
üben, welche gemäß des Anhangs zur Verordnung (EWG) Nr 3037/90 des Rates der Europäischen
Gemeinschaft betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemein-
schaft, CELEX-Nr.. 390R3037, in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr 761/93, CELEX-.
Nr.. 393R0761, *) dem Abschnitt G „Händel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen und
Gebrauchsgütern" mit Ausnahme der Gruppe 527 „Reparatur von Gebrauchsgütern" zuzuordnen ist.

§ 3. Erhebungseinheit, für die eine Meldung zu erstatten ist, ist die fachliche Einheit, wie sie in dem
in Artikel l und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 696/93 des Rates der Europäischen Gemeinschaft betref-
fend die statistischen Einheiten für die Beobachtung und Analyse der Wirtschaft in der Gemeinschaft,
CELEX-Nr.. 393R0696, genannten, im Anhang angeschlossenen Verzeichnis der statistischen Einheiten
der Wirtschaft in der Gemeinschaft festgelegt ist.

*) in Verbindung mit SYSTEMATIK DER WIRTSCHAFTSTÄTIGKEITEN - ÖNACE 1995 -, Hrsg.. Öster-
reichisches Statistisches Zentralamt, Verlag: Österreichische Staatsdruckerei
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§ 4. (1) Bei den Erhebungen sind monatlich, beginnend ab dem Berichtsmonat Jänner 1996, festzu-
stellen:

l Name, Art und Standort des Betriebes;
2. Zahl der Beschäftigten insgesamt zum Ende des Berichtsmonates;
3. Monatsumsatz, gegliedert nach Großhandelsumsatz, Einzelhandelsumsatz, Provisionseinnahmen

und sonstigen Umsätzen;
4. Wareneingang.
(2) Im Bereich der Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen sind neben den in Abs. l an-

geführten Merkmalen zusätzlich folgende Merkmale zu erheben:
1. Löhne und Gehälter;
2. Umsatz aus durchgeführten Reparaturen, Montagen und Instandhaltungsarbeiten.
(3) Die Erhebungen gemäß Abs. l und 2 sind in Form von Stichproben durchzuführen.
§ 5. Das Österreichische Statistische Zentralamt hat die amtlichen Erhebungsbogen einheitlich für

das Bundesgebiet aufzulegen und für ihre Zustellung an die Auskunftspflichtigen zu sorgen.
§ 6. Auskunftspflichtig ist der Inhaber oder verantwortliche Leiter der im § 3 angeführten Einheit

oder jenes Unternehmens, dem diese Einheit angehört.
§ 7 Die Angaben gemäß § 4 sind vom Auskunftspflichtigen vollständig und sorgfältig in den Erhe-

bungsbogen einzutragen. Dieser ist bis zum 15. des dem jeweiligen Berichtsmonat zweitfolgenden Mona-
tes firmenmäßig gezeichnet dem Österreichischen Statistischen Zentralamt einzusenden.

§ 8. (1) Diese Verordnung tritt mit I Februar 1996 in Kraft.
(2) Die Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie, des Bundesministers

für Land- und Forstwirtschaft und des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 22. Dezember 1971,
mit der statistische Erhebungen im Bereiche des Groß- und Einzelhandels sowie des Beherbergungs- und
Gaststättenwesens einschließlich der Campingplätze angeordnet werden, BGBl. Nr 11/1972, in der Fas-
sung der Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie, des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft und des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz vom 20. Februar
1974 über die Änderung der Verordnung, mit der statistische Erhebungen im Bereiche des Groß- und
Einzelhandels sowie des Beherbergungs- und Gaststättenwesens einschließlich der Campingplätze ange-
ordnet werden, BGBl. Nr 135/1974, tritt mit Ablauf des 31. Jänner 1996 außer Kraft.

Ditz Krammer

826. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten und des
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, mit der statistische Erhebungen über die

konjunkturelle Entwicklung des Bergbaus, der Gewinnung von Steinen und Erden, der
Sachgütererzeugung, der Energie- und Wasserversorgung sowie des Bauwesens angeord-

net werden
Auf Grund der §§ 2 Abs. 2 und 3 Abs. 2 des Bundesstatistikgesetzes 1965, BGBl. Nr 91, zuletzt ge-

ändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr 390/1994, wird im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler
verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt hat statistische Erhebungen in den Bereichen des
Bergbaus, der Gewinnung von Steinen und Erden, der Sachgütererzeugung, der Energie- und Wasserver-
sorgung sowie des Bauwesens durchzuführen.

§ 2. (1) Die Erhebungen erstrecken sich auf alle Unternehmen, Arbeitsgemeinschaften gemäß Abs. 3
sowie fachliche Einheiten auf örtlicher Ebene, die eine Tätigkeit ausüben, die gemäß des Anhangs zur
Verordnung (EWG) Nr 3037/90 des Rates der Europäischen Gemeinschaft betreffend die statistische
Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft, CELEX-Nr.. 390R3037, in der
Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 761/93, CELEX-Nr.. 393R0761,*) den Abschnitten C „Bergbau und
Gewinnung von Steinen und Erden", D „Sachgütererzeugung" E „Energie- und Wasserversorgung" und
F „Bauwesen" zuzuordnen ist oder eine mit diesen Tätigkeiten verbundene Dienstleistung erbringen.

(2) Ein Unternehmen sowie eine fachliche Einheit auf örtlicher Ebene sind jene Beobachtungseinhei-
ten, wie sie in dem in Artikel l und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 696/93 des Rates der Europäischen
Gemeinschaft betreffend die statistischen Einheiten für die Beobachtung und Analyse der Wirtschaft in
der Gemeinschaft, CELEX-Nr.. 393R0696, genannten, im Anhang angeschlossenen Verzeichnis der
statistischen Einheiten der Wirtschaft in der Gemeinschaft festgelegt sind.

*) in Verbindung mit SYSTEMATIK DER WIRTSCHAFTSTÄTIGKEITEN - ÖNACE 1995 -, Hrsg..
Österreichisches Statistisches Zentralamt, Verlag: Österreichische Staatsdruckerei
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(3) Eine Arbeitsgemeinschaft ist eine einmalige oder auf gewisse Dauer zur gemeinsamen Durchfüh-
rung größerer Bauvorhaben vertragliche Bindung mehrerer Unternehmen, deren kaufmännische Leitung
(kaufmännische Federführung) einem Unternehmen obliegt, welches eine Tätigkeit ausübt, die dem Ab-
schnitt F „Bauwesen" des Anhanges zu der in Abs. l genannten Verordnung zuzuordnen ist.

§ 3. Bei den Erhebungen sind festzustellen:
l Name, Rechtsform, Standort, Unternehmenszugehörigkeit, Beteiligung an Arbeitsgemeinschaf-

ten, Haupt- und Nebentätigkeit;
2. Stand der Beschäftigten, gegliedert nach tätigem Inhaber und mithelfenden Familienangehörigen,

nach Arbeitern bzw Angestellten, die beiden Letztgenannten jeweils unterschieden nach Eigen-
und Fremdpersonal sowie Voll- und Teilzeitbeschäftigung, Heimarbeitern und Lehrlingen, nach
Geschlecht, zum Ende des Berichtsmonats;

3. Arbeitsvolumen, gegliedert nach bezahlten Arbeitsstunden, Ausfallstunden und geleisteten Ar-
beitsstunden der Arbeiter sowie der Angestellten, einschließlich jener, die nicht in derselben Be-
obachtungseinheit tätig sind, sowie der gewerblichen und kaufmännischen Lehrlinge;

4. Verdienste, gegliedert nach Bruttolöhnen und -gehältern sowie Heimarbeiterentgelten, ein-
schließlich Sonderzahlungen, Abfertigungen und Sondererstattungen, nach Entschädigungen für
kaufmännische und gewerbliche Lehrlinge, einschließlich Sonderzahlungen, sowie Nettolöhnen
und -gehältern;

5. Art, Menge und Wert der Erzeugung jener Güter, die in der „Prodcom-Liste" der Verordnung
(EWG) Nr. 3924/91 des Rates der Europäischen Gemeinschaft zur Einführung einer Gemein-
schaftserhebung über die industrielle Produktion, CELEX-Nr.. 391R3924, *) angeführt sind,
gegliedert nach Eigenproduktion, abgesetzter Produktion, durchgeführter und vergebener Lohnar-
beit sowie für bestimmte, in der Prodcom-Liste angeführte Güter, die zum Absatz bestimmte Pro-
duktion;

6. Umsatz aus den verkauften Lieferungen und Leistungen sowie den verkauften Handelswaren,
getrennt nach In- und Ausland;

7 Wert des Auftragsvolumens für folgende Abteilungen der ÖNACE 1995:
17: Herstellung von Textilien und Textilwaren (ohne Bekleidung)
18: Herstellung von Bekleidung
21: Herstellung und Verarbeitung von Papier und Pappe
24: Herstellung von Chemikalien und chemischen Erzeugnissen
27: Metallerzeugung und -bearbeitung
28: Herstellung von Metallerzeugnissen
29: Maschinenbau
30: Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen
31: Herstellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung, -Verteilung uä.
32: Rundfunk, Fernseh- und Nachrichtentechnik
33: Medizin-, Meß-, Steuer- und Regeltechnik, Optik
34: Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen
35: Sonstiger Fahrzeugbau
45: Bauwesen
gegliedert nach Auftragseingängen, -Stornierungen und -beständen, getrennt nach In- und Ausland
sowie für den Abschnitt F „Bauwesen" zusätzlich gegliedert nach öffentlich und privat;

8. der Gesamtwert der im Berichtsmonat eingesetzten Energie; übersteigt dieser Gesamtwert einen
monatlichen Durchschnittswert von 50 000 S, zusätzlich Menge und Wert von bestimmten in den
Erhebungsunterlagen angeführten eingesetzten Energieträgern. Darüber hinaus ist Menge und
Wert der energetischen Transaktionsleistung für die Gruppen 40.1 Elektrizitätsversorgung, 40.2:
Gasversorgung und 40.3: Fernwärmeversorgung des Anhanges zu der in § 2 Abs. l genannten
Verordnung festzustellen.

§ 4. (1) Die Durchführung der Erhebungen obliegt dem Österreichischen Statistischen Zentralamt.
(2) Die Erhebungen sind in Form von Stichproben durchzuführen.
(3) Die Erhebungen sind erstmals über das Berichtsjahr 1995 (Jahresergebnisse) vorzunehmen, wo-

bei für Bestandsdaten der 31 Dezember des Berichtsjahres gilt.
(4) Ab dem Berichtsjahr 1996 sind die Erhebungen beginnend ab Berichtsmonat Jänner 1996 mo-

natlich durchzuführen.

*) in Verbindung mit ÖPRODCOM-Liste 1996, Hrsg.. Österreichisches Zentralamt, Verlag:
Österreichische Staatsdruckerei
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§ 5. (1) Das Österreichische Statistische Zentralamt hat die amtlichen Erhebungsunterlagen für das
Bundesgebiet aufzulegen und für ihre Zustellung zu sorgen.

(2) Die Inhaber oder verantwortlichen Leiter der im § 2 genannten Unternehmen, Arbeitsgemein-
schaften sowie fachlichen Einheiten auf örtlicher Ebene sind verpflichtet, die im Abs. l bezeichneten
Erhebungsunterlagen sorgfältig auszufüllen und bis zu den in Abs. 3 angegebenen Terminen firmenmäßig
gezeichnet an das Österreichische Statistische Zentralamt einzusenden.

(3) Die Einsendung (Abs. 2) hat zu erfolgen:
a) Erhebung über das Berichtsjahr 1995 gemäß § 4 Abs. 3 bis zum 20. Februar 1996,
b) Monatserhebung gemäß § 4 Abs. 4 bis zum 20. des dem Berichtsmonat folgenden Monats.
§ 6. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Februar 1996 in Kraft.
(2) Mit Ablauf des 31 Jänner 1996 treten außer Kraft:
l Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 11 Juli 1972, BGBl.

Nr. 301/1972, mit der statistische Erhebungen über die Auftragsbestände und die Auftrags-
eingänge in der Industrie angeordnet werden, idF BGBl. Nr 159/1975;

2. Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie und des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 2. Oktober 1981, BGBl. Nr. 473/1981, mit der statistische Erhe-
bungen bei Sägewerken angeordnet werden;

3. § 4 lit. a und lit. b sowie § 8 lit. a der Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und
Industrie vom 4. November 1969, BGBl. Nr. 406/1969, mit der statistische Erhebungen über den
Stand und die Entwicklung der industriellen Gütererzeugung angeordnet werden, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr 58/1977;

4. § 4 Abs. l lit. a der Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom
4. November 1969, BGBl. Nr. 407/1969, mit der statistische Erhebungen über den Stand und die
Entwicklung der gewerblichen Gütererzeugung und Dienstleistungen angeordnet werden, zuletzt
geändert durch BGBl. Nr. 697/1988;

5. § 2 lit. a, b und c der Verordnung des Bundesministers für Bauten und Technik vom 18. Februar
1977, BGBl. Nr. 117/1977, betreffend statistische Erhebungen über die der Bundesinnung der
Baugewerbe angehörenden Bauunternehmen;

6. § 2 lit. a, b und c der Verordnung des Bundesministers für Bauten und Technik vom 18. Februar
1977, BGBl. Nr. 118/1977, betreffend statistische Erhebungen über die dem Fachverband der
Bauindustrie angehörenden Bauunternehmen.

Ditz Molterer

827. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über den
Nachweis der Fachkundigkeit für Verkaufstätigkeiten im Fleischergewerbe

Auf Grund des § 69 Abs. l der Gewerbeordnung 1994 (GewO1994), BGBl. Nr. 194, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 wird verordnet:

§ 1. Für Verkaufstätigkeiten im Handwerk der Fleischer (§ 94 Z 61 GewO 1994) wird der Nachweis
der Fachkundigkeit im Sinne des § 69 Abs. l GewO 1994 außer durch die erfolgreich abgelegte Lehrab-
schlußprüfung im Lehrberuf Fleischer durch folgende Nachweise erbracht:

l Zeugnisse über
a) den erfolgreichen Besuch eines Ausbildungslehrganges über den Verkauf von Fleisch und

Fleischwaren unter besonderer Berücksichtigung der Verkaufshygiene und moderner Ver-
kaufstechnik im Ausmaß von mindestens zehn Stunden an einem Wirtschaftsförderungsinsti-
tut oder einer vergleichbaren sonstigen nichtschulischen Einrichtung und

b) eine mindestens einjährige Tätigkeit als Ladner oder Ladnerin im Fleisch- und/oder Fleischwa-
renverkauf oder

2. Zeugnis über eine mindestens zweijährige Tätigkeit als Ladner oder Ladnerin im Fleisch-
und/oder Fleischwarenverkauf.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit l Jänner 1996 in Kraft.

Ditz

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei


